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Beg ründunq

gemäß S 9 (B) BauGB zum Bebauungsplan Nr.7 "An den Klärteichen" der Stadl Emsdetlen

1 . Al lgemeines

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr".7 "An den Klärteichen" umfaßt eine

Restfläche, die nach dem FLN-Plan a1s gewer^bliche BauFläche ausgewiesen ist-

Diese soli der Bebauung zugeführt wer"deÄ. Im Interess-a einer geordne-r-en Ent-

wicklung un.i-er Berücksichtigung der angr^enzenden, teilweise abweichenden, l'lut-

zungen iSt'ciie Auf stel iung eines Beba'.iungsplanes erf crderl ich '

Dieses Erforder^nis ergibt sich weiterhin aus der besonderen Lage. Das Gelände

liegt im Kreuzungsbereich einer Bundes- Und Landstraße. Die bauliche Ent-

wickiung bedai^f daher^ auch einer Abstimmung mit deren Baulastträger.

,Aus den v.g. Grün6en hat der Rat der Stadt Emsdetten die Aufstell.ung des Be-

bauungsplanes besch lossen .

2. Räumlicher Geltungsbereich

D.as Bebauungsplangebiel liegt öst.t. des Stadtzentruffis. Es wir"d wie folgt begrenzt:

Im I'iorden durch die südl'. Begrenzr.rng dei L 590 (Sinn ingsr Straße) ,

im Osten durch die ösil. Seite der Straße "An den Klärteichen" ,

durch die südl. Seite der straß: "An den Klärteichen, in deren

Verlängerung unier Einbeziehung der bereits gewerbl. genutzten

F Iacnen DI s zur B 481 (Nordring) ,

durch die östl.' Begrenzung der B 481

Der exakte Grenzverlauf ergibt sich aus dem P1an.

D ie Größe des Baugebi.et.es beträgt ca . 3 ha -

In A.bstimmung mit den landesplanerischen Zieivor"gaben -dargbstel lt im GEP-r

ureist der wirksame FLN-p1an der Stadi Emsdetten den vorstehend beschriebenen

Bereich a1s gewerbl. Baufläche aus.

Demgemäß si.eht der Bebauungsplanentwui f auch die Aus'oleisung einer entsprechenden

Nu'uzung VOr.

Irn Südosten wird der Planbereich etwa je,zur Hälfie.von.dem Ge1ände der aiten 
l

siädi. K1ä:^anlage so,,vie einer l,,lohnnutzung tangierl. Die unlerschiedlichen Nut-

zungsarien sind äl reren Ursprungs und haben sich wei tgehend frei enLwickelt.
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l,lest1. liegt deni Planbereich ebenialls ein Gewerbegebiel gegenÜber. Nörd1. grenzen

größere landrvlrischaillich genut.zie Flächen an. 
t-

Der planbereich selber isl bereits zu eLda 213 mit gerverblichen Einrichtungen be-

baut.

3. Planung
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Die ü.berwi.egend vorhandene Bebauung stel lt zwangsläuf ig den. tulaßstab für die

weiiere bauliche Eniwicklung dar. Dies isl auch ger^ech-ufert,lgt, da sie'sowohl

hinsichtlich der Geschoßzahl als auch des Maßes der lriutzung städtebaulich

wün schen swer L i st .

Auf gestalterische Festseizungen urird verzichte-u, da diese nur noch für eine

Restbebauung zutreffend sein könnien, Insoiern isi, die fiorwendigi<eit nicht

zu begründen.

Textl. Festserzungen sind jedoch eriorderlich hi.nsichtlich des Immissions-

schuizes unC der Arl der zulässigen Nutzungen

3.2 Er:grlietsrg
3 .2 .1 Verkeh r

Die verkehrliche Erschließung des Planbereiches ist durch beslehende

Straßen gesicher^t. nie tangierenCe Bundes- und Landstraße er"möglichen

dabei eine optimale Anbin,Jung an das überörtliche Verkehrsnetz. Lur

direkt,en Erschließung des Ge1ändes können sie jedoch nicht herangezogen

werden.'Diese erfolgi, über eine Si,adtsiraße, die mit der L 590 verknüpft

ist.
Ver - und tntsor"gun g

Das Bebauungspiangelände grenzt unmittelbar an besiedelte Bereichei Diese

sind an das städt. Kanalisationsnelz angeschlossen. Ins,ofern'bedarf es nu]

geringfugiger Erweiterungen der vorh. Enlsorgringseinrichtungen um die

abivassertechnischen Belange im Sinne des 7-t\.P zu erfü1len.

Die Versorgungseinrichtungen werden von den.stadr',+erken Emsde+"ten auf'An-

trag er^stel it. Auch hier beCar^f es ni:r einer ger^ingiügigen Erweiterung de

vorhandenen Ei.nrichirlngen, die innerha.ib der vei^f ügi;ar"en Ver^kehrsf 1ächen
I

unL,erge;hr,: : ii,.jr'cicit können,

1//
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Die Entsorgung des Gebiets bezugi. enlslehender Abfäi1e ist

die AnwenCung de r^ entspcechenclen OrtssaLzung '

sichergestel 1t durch

t

Dieser. Bebauungsplan wird aufgesLellt und eni,wlckelr mit dem Ziel, Flächen für

^*^r , 1i ^atnAr co,rr,i^be - und lnduslrieaniagen ber"ei tzustel Ien im Sinne einer^ geord-
pl uuul-I€l €iluc \.ru

neten städlebaul ichen EnLwic<lung.

EnLsprechen,l $ieser Zielsetzung sind großflächige Einzelhan'Jelsnutzungen in diesem

Gebiel auszuschließen" Eine andere Enlwickiung wär'e aus städiebauiichen Gründeir

rqeder vert,retbar noch Cecki, sie sich mii der landespianerischen Zielvorgabe, nach

der Emscieiren die Funkrion eines l'littelzenlrums zu erfü11en ha-i"

Die s.uadt Emsdetten ver"fügl über ein zentraies Versorgungszenirum und mehrere

Nahversorgungsbereicle. Sie sind bedarfsorientiert ausgestattet und den l{ohn-

quar.iiei"en zugeor-dnet, Ein desentl ich er"weitertes Angebot durch großf läch ige

tinzelhandesbeiriebe in Randlagen hätte erheblich nechieilige Aus',tirkungen auf

die Stadtslrukiur zur Fo1ge. Diese Feststellung ist belegl durch das Gulachten

des Ins-t-irutes f ür S*uadt-, S*uanCort-, Handelsf orschung- und -Beratung vom

l,lovember 1987. Darin wird unter Ziff.er 15-5-1 folgendes ausgeführi:

Zur siäciebaul!chen A:sicherung und wirtschafilichen Stützung del sei'iens
,t

dei St,adt Ennsdetten !m Ve;Iaui 0". Ietzten Jahizehnte erbiachten Vorlei-

stungen irn Fahnen dei sanie:ungen.des Slad"kerns zu einen mittelz=nr-ial
bedeu!enCen ,HanCelssl:ndcrt Jofft* seitens der Ents:h:i{ungsiiägsr
von, jegiichen Zerglie,lerr-rng:n des Einzelhandels Abstand gensriinen welden'

0i: Eriicirlung uon großf1ächigen E!nzelhandelsprojekien an peiiphelen

und/oder funktional gatrerrnten l'tikrostandciLen blrgt die Gei'ahl 1n

sich,da0allewe!terenBe,tühungenzuiFes|'igungdesSiadtke.:n'i1:
denMlLtelzenIrumdesRaumesEmsdettenundzurilkleintei}igenAusb:'uder
Orisl'-e!IzenIren schai' L:Ir.en. "

Darüber" hinaus wird unter Ziffer 16.5.3.1 festges|ellt,:

'r Zur ökonomlschen Stützung i;n,.1 vsisoxgüngspcLlt!5ch:n.Siche;ung der seiterrs

dei sladt Ensdei, len und lhrer Kauf,rannschalt irn Yerlauf der leizlen Jahre

erbrachten rah,flensetzenden vollelslungen für dle slärkung d:r Zentren des

Siadirauines und lnsbe:.ondeie des sladtzenlruins zu elnen subreg!'onal bedeu-
.,tenden Etnzelnandelsstandoil so11!en SLraLeg!en geförderL serden, dte

darauf abz!e1en,

- eine rrcinoilbezogene ligh'iErsorg'':n3 dulch SchaFfung k1eln"'eillger
eniren auszubai;eli und

- sch.rierpunktnäGig dis HauFt?enl!-um, dle Keinzcnsn des stadt-
. zentruns, in s*in*r rn!ttelzeniraien Anzlehungskiafi x:lierhln zu

fests"ig:n'
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Zur eirtsc'haftl"ich t'unCiei'ten Aufxertung der Ai,'irartivl'r.ät des Stadtzen-
trums als ErLebnisiaum und Eegegnungssiälte für die Eevöj.kerung der Stad!
Emsdelten und ihies versorgungshereichs wird dri.nglich einpfohlen,

- qualtit,etiven Aufxertungen und wlrtschaftlicher Absicherr.rng des
Errelchten urrbedingten Voirang vor Cer 5chafiung ohnehin nicht
tlagi'ähiger weiterer Verkaufsflächenkapazitäien eineuräunen.

Die pro 0rtsteil und Branche differenzj.ert n*rf,gu,niesenen Leistungskerrn-
ziffeln iele

- fiaumieistungen 1n bestehenden Eetrlet,en
- vtrhandenes uno' aki j.vieibares Kauik:a f r.potent J.a]

Urrsatz-.Kaufkraft*Relatiorren !n den .]ahien \997, 1990 und 1995

können r*ei.iere Veikaulsflächenexp3nsicnen bei allen zentruastypischen
Angeboten nur zu Lasten bestehender Geschäftszonen voll-
zsEen werden. Auf die daraus resullielenden Ge fah;en von

- Leerstand bis hin:ur Verödung einzelner Geschäftseonen,

- lehl enden MögJ-ichkelien rur Täi lgung über fä1 Iiger investi.tionen
aufglund des AusbLejbens von Xunden und da,.äit Unsätzen

in ien ohnel',rin zu grcGstädtisch Ciaensionlerten und danit durch ein hches
l'{ aB von Funktionsieere gekennzeichneten StaCt,zentium lst im Falle von
EnsCet|,en mi.t NachCluck zu ver'rreisen."

jifoige der gutechterlichen Aussage ist eine Sicherung der planerischen Ziel-

setzung unungänglich. Grundsätzlich soll das GeHerbe- und IndustrieEebiet

produzierenden Anlagen vol behalien bleiben. Nur sL,- kann deren Bedürfnis nach

uneingeschränkter Produktions- und Entwickl"ungsrrÖg1 ichkeit gqsichert werden-

Daneben sind aber iuch andere Ge',,{erbebe'uriebe gen€re} i zulässig, sofei^n diese

aufgrund ihres Flächenbedarfs und der von ihnen aus.gehenden Usiweitbelastungen

geeignet piaziert sind. Unzulässig sind jedoch EinzelhanCels-

i^,utzungen. Sofern diese jedoch kein zen-urur-risiypisches 
"'{arenange.bot 

führen
-ri

oder sich das Angeb,ot auf eige-e Pr"odukte beschränkt, sind sie ausnahms'*eise

zulässig. Grundlage für ciie Gtieder'ung ist die "Systematik der rrlirtschafts-
','

zueige" vcln sietistischen Sundesamt vriesbaden

Die Festseiziingen sichern, scr-ieit inöglich unrj Yet"tr'etbar, die künftige
-f

Nuizung des Ge.,rlerbe- und indust,riegebietes " Sie trerfüeisen slrukturvei -

äirder^nde Einrichtungen. Der Gebietscherakter im Sinne der Baul'iV0 bleibt
geh,ahrt.

Die Einschr"änkurigen sind im gesaintsiäd+"ischen ini.eresse no+.wendig und zuff';i-t-

bar. Sie stel Ien kein Verbot f ur bestirxrte Einzeihanciel snutzungen dör, soirdern

iedigl jch ein Sieue: unqsinstrurient für ser^en stäcjtebeulich sinnvolle ZuorCnung-

.l



4. Grün lanu

Enllang der bei^eits genannlen übergecrdnele

ein Pflanzgebot vorgesehen' Diese geplante

städtebaul ich gesialter^ischen Aspekl als au

für eine teilweise Ver"siegelung des Areals

gieichsmaßnahmen für Ver:kehrsilächen erübri

Das gepla

Verd acht

Demnach i
Depon i ega

t,, )
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n Straßenzüge ist in der-n Planentwut"f

Festselzung .rloigl sowohl unler dem

ch im Hinbtick auf Ausgleichsnaßnahmen

durch 'die gewerbl ichen Anlagen ' .Aus-

gen sich, da durch ciie Pianung keine

5

neuen zusätz1 ichen verkehrsanlagen ausgelÖst rverden'

5 . Bodencr"Cn ung

EinBcdenordnungsverfahrenistnichrerforderlich.SoweildieFlächenimPianbe-
reichnichtbel^eitseinerBebauungzugeführtslndbefindensiesichausschließ-
l ich in s*uädl. Bes itz '

6. Immissionsschutz

Der erforderliche Inimissionsschutz gegenüber der südöst1 und nordr+est1. geiegenen

bJohnbebauung wird hinsichtlich des Lärms sichergestellt in dem 
lut nt:ulle Plan-

gebietdenei.nschlägigenAbslandserlaßun-uerworfenwird.Zusätzlichwirdiminte-
resse eines geor_dneten Nebeneinander die Errich-uung starlb- oder gerutl*tt',:1:lutn

der Betriebsanlagen untersagt. namit wird dem Erfordernis eines gesunden bjohnens

in unmi t,telbarer Nachbarschaft entsprochen

Bezüg1. der Geruchsemissionen -ausgehend vcm Gelände der" alten K1äranlage- ist

feslzustelien, daß das K1ärwerk nach Fertigsi'elIung der Erweiterung der neuen

K1äranlage st,illgelegt und nur noch a1s Pumpstation ver"wendet wird' Hierdurch

wirddiebestehendeEmissionsquellebeseitigt.

7. Alflaste
rite Geiände wurde früher a1s lvlülldeponie genutzl' Hieraus ergab sich der

mÖglicherAitiasten'EineUnt,ersuchunghal--diesenVerdachIbestätig-u.
st eine bauliche trlutzung des Ge1ändes nur mög11ch' wenn die vorgefundenen

se gezielt abgeführt werden. Dies ist in den bereits bebauten Bereichen

geschPhen 
xtl ' Feslset'zungen

In den noch zu bebauuenden Teilen wird dies Erfordernis durch te

sichergesteilt,. Das !.Jchnen, auch cas ausnahnsiveise zuiäsige r/chnen, in Gelverbege-

bieten; lvird ausgeschlossen'
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' 8, Kosten

Dj.e Realisierung der Planung erfordert folgende Kosten:

Straßenbau einschl. Beleuchiung

Kanal bau
insgesamt

t' ca- 126.000,-- DM

ca. 249.000 -- DM

ca. 375 .000 , -- Divl

Der städt. Anleil, nach Umlage entsprechend der firtssatzung, wird zu gegelener

Zeit im ttdt ausgetliesen -

' Emsdetten, 04.12.1989

Der Stadtdirektor
- Planungsamt -

1.V.

(..J

yer )

Techn. Beigeordneler

Diese Begründung hat gemäß $ 3 (2) BauGB in'der Zeit vom

27.02.1990 b is ?7 -03.1990

öffenti ich ausgeiegen
\

Emsdelten , 20 .12 .1990 Der Stadtdirektor
Stadtp l anung samt

Im Auftrrage
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